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Traum
vom Wohneigentum

ImArtikel «DerTraum vomWohneigen-
tum ist geplatzt» (NZZ 1. 12. 21) wird
angeregt, die Regeln für die Banken bei
den Vergaben von Hypothekarkrediten
zu lockern.Als Argument für diese For-
derung wird angeführt, es könnten sich
bei einer lockereren Hypothekarkredit-
vergabe mehr Menschen Wohneigen-
tum leisten. Diese Idee ist auf den ers-
ten Blick verlockend, bei gründlicher
Betrachtung gelangt man jedoch zu der
Überzeugung, diese strengen Regeln
seien angemessen, nützlich und richtig.
Sie schützen die Banken vor Verlusten,
und noch viel mehr sind sie ein Schutz
für all diejenigen, die sich mit lockere-
ren Regeln übernehmen würden und für
die der Traum vomWohneigentum zum
Albtraum werden könnte.

Ein Blick zurück in das Jahr 2007
zeigt das exemplarisch. Die US-Regie-
rung hat damals den Erwerb vonWohn-
eigentum stark gefördert. Sie hat die
Banken angewiesen, den Käufern von
Wohneigentum sehr grosszügig Kredite
zu gewähren, und dazu die Regeln ge-
lockert. Diese Handlungen führten zu
einem aufgeblähten Immobilienmarkt
und anschliessend zur Immobilienblase.
Die Folgen waren für die Banken grosse
Verluste sowie Pleiten und für viele Be-
sitzer vonWohneigentum eine Katastro-
phe, ihr Heim wurde zwangsversteigert.

Wer den geringsten Zweifel an dem
Sinn und Nutzen dieser strengen Regeln
hat, der soll in den vielen amtlichen Be-
richten und Untersuchungen zu den Ur-
sachen, die zu der Subprime-Krise von
2007 führten, nachlesen. Alles, was in
diesem Geschäft in das Verderben füh-
ren kann, ist dort fein säuberlich doku-
mentiert und aufgezeichnet.

Ernst Seiler, Muri bei Bern

Verfehlte
Energiepolitik

Es ist löblich, dass die NZZ in letz-
ter Zeit die fundamentalen Fehler der
derzeitigen Strompolitik thematisiert
(«Blockieren, bis uns der Strom aus-
geht», NZZ 26. 11. 21). Dabei geht es
nicht nur um das widersprüchliche Ver-
halten von Rot-Grün mit der Blockade
neuer Wasserkraftwerke mit natur-
schützerischen Argumenten. Die von
der Energieministerin nun vorgeschla-
gene Straffung der Bewilligungsverfah-

ren, welche von der Energiewirtschaft
schon seit Jahrzehnten gefordert wird,
kommt erstens viel zu spät und ist zwei-
tens so lange untauglich, als die mate-
riellen Regelungen mit dem exzessiven
Naturschutz nicht ändern.

Bei zu vielen Politikern verhindern
die ideologischen Scheuklappen eben
immer noch die Einsicht, dass man mit
einigen Sumpfkrebsen weniger sehr
wohl, ohne Strom aber überhaupt nicht
überleben kann. Doch die verheerende
Fehlentwicklung geht viel weiter zurück
und nahm ihren Anfang vor zehn Jah-
ren mit dem überstürzten, unbedach-
ten und ohne verlässliche Grundlagen
zu den Folgen gefällten Entscheid über
denAusstieg aus der Kernenergie. Jeder
Kenner der Materie prophezeite schon
damals, dass dies zu einer massiven Be-
einträchtigung der Versorgungssicher-
heit führen wird. Bereits zehn Jahre
danach ist die Voraussage bittere Rea-
lität, was nicht einmal mehr die Bun-
desbehörden mit ihren ständig wech-
selnden, illusorischen Prognosen zu
kaschieren vermögen.

Die heutige Energieministerin war
schon damals Bundesrätin und Mitglied
des Quartetts, das den Mehrheitsent-
scheid in der Regierung fällte. Sie kann
sich somit der Verantwortung dafür
nicht entziehen. Deshalb hat sie schon
einmal den Politikern und Politikerin-
nen innewohnenden Reflex bei eige-
nem Fehlverhalten ausgelöst und den
schwarzen Peter weitergereicht: Schuld
an der verfahrenen Situation soll nicht
etwa die Politik, sondern die Energie-
wirtschaft sein.

Jürg Marti, Reinach (BL)

«Blockieren, bis uns der Strom ausgeht»
enthält kontraproduktive Polemik. Das
Argument, der Heimatschutz behindere
durchVerhinderung der Installation von
Solarmodulen auf denkmalgeschützten
Bauten die Energiewende, ist falsch.
Überall gibt es dank Grösse und Lage
prädestinierte Dachflächen auf öffent-
lichen und industriellen Gebäuden, die
nach Solarnutzung rufen. Ohne Behin-
derung durch Denkmalschutz.

Stromimport sollte nicht isoliert be-
trachtet werden. Die Schweiz impor-
tiert nahezu zwei Drittel ihres Energie-
bedarfs: Heizöl, Benzin, Diesel, Erdgas
und im Winter Elektrizität. Einzelne
dieser Energien (nicht alle) lassen sich
in andere umformen.

Vielversprechend ist erdbodennahe
Geothermie. In der Schweiz ist in be-
wohnten Gebieten das Erdreich in 20
bis 300 Meter Tiefe 10 bis 15 Grad Cel-
sius warm. Genug, um auch im tiefsten
Winter mit Sonden undWärmepumpen
Wärme mit überraschend wenig zusätz-
licher Elektroenergie zu gewinnen.Erd-
bodennahe Erdwärme ist die grösste
leicht anzapfbare, grossflächig verfüg-
bare Energiequelle der Schweiz. Ihre
Nutzung hat nationale Bedeutung.

Die Stromwirtschaft könnte diese
Technik im Contracting anbieten. Wer-
den mehrere Häuser mit einem Block-
heizkraftwerk verbunden, können für
die notwendige Zusatzenergie mehrere
Träger alternativ nutzbar gemacht wer-
den, zum Beispiel Heizöl, Erdgas, Holz
oder Bio. Die Stromwirtschaft sollte
einen innovativen Weg erschliessen,

um Schweizer Haushalten Strom und
Wärme zu stabilen, primär vom Inland
abhängigen Preisen anzubieten. Das
wäre im Interesse der Stromwirtschaft
wie auch grüner und linker Politiker.

Hans Ulrich Kunz, Basel

Dem Meinungsbeitrag von David Von-
plon ist zu widersprechen.Während aus-
geführt wird, dass unser Energiesystem
gründlich umgebaut werden muss und
dass der Stromverbrauch sehr stark zu-
nehmen wird, werden bestimmte Poli-
tiker und Umweltverbände als Blo-
ckierer angeprangert. Stromversorgung
soll priorisiert werden, ein Festhalten
der Politik am nationalen Interesse des
Landschaftsschutzes wird als Blockie-
rung der Stromversorgung angepran-
gert. Vonplon gibt hier wohl die Mei-
nung der schweizerischen Elektrizitäts-
industrie wieder. Diese hat schon in der
Vergangenheit mit Widerständen aus
Gründen des Natur- und Landschafts-
schutzes zu rechnen gehabt. Rheinau,
die geplanten Stauseen in der Reuss
und der Rhone, der Greina-Hochebene,
dem Spöl im Nationalpark kommen in
den Sinn.

Widerstand gegen solche Vorhaben
kam aus der Bevölkerung. Und die Be-
völkerung hat in der Vergangenheit in
Volksabstimmungen immer wieder klar-
gestellt, dass sie Landschaftsschutz prio-
risiert, sei es nun beim Gewässerschutz,
bei Moorlandschaften, beim Alpen-
schutz oder in der Raumplanung. Für
sie geht es um Identifizierung mit ihrem
Land.Als Gegenbeispiel sei fairerweise
an den Bau der Staumauern Grande
Dixence und Grimsel erinnert, Werke,
die damals wie heute viel Bewunderung
verdienen.Vonplon ruft die Verteidiger
von Natur und Landschaft zu Kompro-
missen auf. Die Kompromisse sind aber
schon längst gemacht. Wer heute im
dichtbesiedelten Land 50 Prozent mehr
Strom produzieren will, muss an ande-
res denken als an die Ausschlachtung
der letzten Naturräume.

Dieter Meyer, Marly

Gut als Gütesiegel

Seit vielen Jahren zeichnet Gut als
Karikaturist für die NZZ, und er tut’s
durchweg auf höchstem künstlerischem
und intellektuellem Niveau. Besonde-
res Qualitätsmerkmal: Er thematisiert
nicht nur politisch und gesellschaftlich
relevanteThemenmitAktualitätsbezug,
er bietet auch deren eigenständige, bis-
weilen eigensinnige Interpretation; er
zeichnet nicht nur karikierend nach, er
ist auch – ohne lehrhaft zu sein – ein
aufklärerischer Mahner und als solcher
so etwas wie der ständige bildnerische
«Leitartikler» der NZZ. Grosse Klasse.

Felix Philipp Ingold, Zürich

TRIBÜNE

Widerspruchslösung
ist wenig effizient
Gastkommentar
von ANN-KATHRIN CREDE und MATTEO MATTMANN

Geht es nach Bundesrat und Parlament, soll in der Schweiz künf-
tig jeder als Organspender gelten, sofern er dies nicht schriftlich
abgelehnt hat. Das Ziel der sogenannten Widerspruchslösung:
mehr Spenderorgane. Vergleiche zwischen Ländern mit Zu-
stimmungslösung (dem derzeit gültigen Modell in der Schweiz)
und solchen mit Widerspruchslösung zeigen wenig Effizienz des
Modells Widerspruchslösung: Gemäss einer 2020 durchgeführ-
ten Vergleichsstudie in 35 Ländern findet sich kein signifikanter
Unterschied bei der Zahl der Organspenden und der Transplan-
tationsaktivität zwischen Ländern mit Zustimmungs- und solchen
mit Widerspruchslösung. Auch andere Untersuchungen bestäti-
gen, dass der Nachweis eines direkten Effekts derWiderspruchs-
lösung auf die Anzahl Spenderorgane fehlt.

Dies hat gute Gründe. Die meisten Länder kennen unabhän-
gig von der Zustimmungs- oder Widerspruchslösung die soge-
nannte Erweiterung: Liegt keine schriftliche Willensbekundung
für oder gegen die Organspende vor, entscheiden die Angehöri-
gen der verstorbenen Person. Damit unterscheiden sich die bei-
den Regime weit weniger voneinander, als es auf den ersten Blick
scheinen mag. In beiden Regimen müssen meist die Angehöri-
gen darüber mutmassen, was ihre verstorbene Verwandte wohl
gewollt hätte.

Bei der derzeit geltenden Zustimmungslösung zeigt sich, dass
die Mehrheit der Angehörigen in einer solchen Situation der
Spende widerspricht.Weshalb sollte das unter derWiderspruchs-
lösung anders sein? Zwar hätten alle Menschen standardmässig
den Status «Organspender». Hat die verstorbene Person aber
ihren Willen nicht festgehalten, werden die Angehörigen invol-
viert und müssen entscheiden. Die Vermutung, die Angehörigen
würden sich unter der Widerspruchslösung eher für die Spende
entscheiden, lässt sich nicht begründen. Der Kern des Problems
liegt folglich im Umstand, dass die meisten Menschen zu Leb-
zeiten ihren Willen nicht bekunden.Wie kann man das ändern?

Gemäss Umfragen liegt der Mangel an Organen nicht an einer
mangelnden Spendebereitschaft. So gaben in einer repräsentati-
ven Umfrage im Jahr 2017 mehr als 50 Prozent der Leute an, sie
seien grundsätzlich bereit, Organe zu spenden. Es könnte zwei
Gründe geben, warum Menschen ihrenWillen nicht explizit fest-
halten: Entweder kennen sie ihre «Präferenz» (noch) nicht. Oder
sie kennen sie, scheitern aber bei der praktischen Umsetzung. In
beiden Fällen könnte die Ursache darin liegen, dass Menschen
dazu tendieren, als unangenehm oder lästig empfundene Aufga-
ben und Entscheidungen zu vertagen. Bei emotional schwieri-
gen Entscheidungen ist dieses Verhalten besonders ausgeprägt.

Hier könnte mit verhaltensökonomischen Alternativen an-
gesetzt werden, drei Punkte: Vereinfachung: Informationen und
der Zugang zum Organspenderegister sollten so einfach und be-
nutzerfreundlich wie möglich ausgestaltet sein – beispielsweise
über eine App. Erinnerungen: Die Bevölkerung könnte regel-
mässig daran erinnert werden, ihrenWillen zu bekunden, etwa bei
ärztlichen Vorsorgeuntersuchungen oder der Beantragung eines
Ausweisdokuments. Soziale Normen: Menschen lassen sich von
den Entscheidungen anderer beeinflussen. Es könnte also dar-
über informiert werden, wie viele Leute etwa aus der gleichen
Region ihren Willen bereits bekundet haben.

All diese Massnahmen zielen darauf ab, die Menschen zu einer
aktiven Entscheidung zu bewegen. Dies ist auch das Ziel der so-
genannten Erklärungsregelung («mandated choice»), die als dritte
Möglichkeit diskutiert wird, um die Organspende institutionell
zu verankern. Es ist der Weg, für den sich die Nationale Ethik-
kommission ausgesprochen hat: Menschen in der Schweiz regel-
mässig auffordern, sich zum Thema der Organspende zu äussern.
Dies ist nicht nur aus ethischer Sicht die bessere Lösung, es dürfte
so auch der grösste Zuwachs an Spenderorganen erreicht werden.

Ann-Kathrin Crede und Matteo Mattmann sind Senior Economists bei
Swiss Economics.
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KORRIGENDUM
zz. · Im Artikel zu Alberto Venzago
und der Ausstellung «Taking Pictures –
Making Pictures» (NZZ 2. 12. 21, S. 30)
wurde das Hauptbild mit der Legende
«Bild aus einer Reportage über Kinder-
prostitution in Manila, 1989» gezeigt.
Diese Bezeichnung war falsch: Das
dargestellte Bild hat mit der besagten
Reportage nichts zu tun. Wir bedauern
den Fehler sehr.
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